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(Mr. 14269.) Geſetz über die Rechtsſtellung der Geſamtheit der Umlegungsbeteiligten. Vom 22. Juli 1935. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Sal. 

Die Geſamtheit der Eigentümer der Grundſtücke eines Umlegungsbezirkes (Umlegungsord⸗ 
nung vom 21. September 1920 — Geſetzſamml. S. 453 — und Geſetz zur Abänderung der Um⸗ 
legungsordnung vom 21. April 1934 — Geſetzſamml. S. 253 — kann als ſolche Rechte erwerben 
und Verpflichtungen übernehmen, klagen und verklagt werden. 


§ 2. 

(1) Die Geſamtheit der Umlegungsbeteiligten wird hierbei durch die gemeinſchaftlichen Bevoll— 
mächtigten (§ 19 des Geſetzes über Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 — Geſetzſamml. 
S. 101 —) vertreten. Kommt eine Wahl der Bevollmächtigten nicht zuſtande, jo hat der Kultur⸗ 
amtsvorſteher die Bevollmächtigten zu ernennen. 


n (2) Der Kulturamtsvorſteher erteilt den gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten als Ausweis 
eine Beſcheinigung. 
8 3 


Zum Abſchluß von Verträgen und zur Erhebung von Klagen bedürfen die gemeinfchaftlichen 
Bevollmächtigten der Zuſtimmung des Kulturamtsvorſtehers. Die Zuſtimmung zur Aufnahme von 
Darlehen und zur Übernahme von Bürgſchaften und anderen Gewährspflichten kann der Kultur⸗ 
amtsvorſteher nur im Einverſtändnis mit der zuſtändigen Kommunalaufſichtsbehörde erteilen. 


§ 4. 

(1) Zins⸗ und Tilgungsbeträge für Darlehen, welche die gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten 
zur vorläufigen Deckung der Koſten der Umlegung aufnehmen, werden auf die Beteiligten nach dem 
im $ 15 Abſ. 2 der Umlegungsordnung beſtimmten Verhältnis umgelegt. Das gleiche gilt für 
Leiſtungen aus anderen vertraglichen Verpflichtungen. Steht dieſes Beitragsverhältnis noch nicht 
feſt, ſo beſtimmt der Kulturamtsvorſteher einen vorläufigen Verteilungsmaßſtab vorbehaltlich 
ſpäterer Ausgleichung. 


(2) Der Kulturamtsvorſteher ſchreibt die Beiträge aus und zieht ſie ein. 


(3) Für Ausfälle haften die übrigen Teilnehmer nach dem im Abſ. 1 Satz 1 angegebenen 
Verhältniſſe. 
Geſetzſammlung 1935. (14 269—14 273.) 17 


100 Preuß. Geſetzſammlung 1935. Nr. 17, ausgegeben am 24. 7. 35. 


| a 8 5. 

() Die Beiträge der Teilnehmer (§ 4) haften auf ihren im Umlegungsbezirk liegenden 
Grundſtücken als öffentliche Laſten. 

(2) Der als Eigentümer ausſcheidende Beteiligte bleibt neben ſeinem Rechtsnachfolger für 
die bis zu ſeinem Ausſcheiden ausgeſchriebenen Beiträge verhaftet. 


S 6. 
Rückſtändige Beiträge können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. Die 
zuſtändige Vollſtreckungsbehörde wird durch den Kulturamtsvorſteher beſtimmt. 5 


N 83 0 
Soweit Verbindlichkeiten aus Darlehnsverträgen der Beteiligtengeſamtheit über die Dauer 
des Umlegungsverfahrens fortbeſtehen, iſt von Amts wegen im Auseinanderſetzungsrezeß die 
Vertretung der Beteiligtengeſamtheit und die Verwaltung nach den Vorſchriften des Geſetzes, 
betreffend die durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründeten gemeinſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten, vom 2. April 1887 (Geſetzſamml. S. 105) zu regeln; dabei bleiben § 1 Abſ. 2 und 3, 88 3, 7, 
10 und 12 dieſes Geſetzes ſowie § 20 des Geſetzes über Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 
(Geſetzſamml. S. 101) außer Anwendung. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Regelung iſt 
im Rezeß zu beſtimmen. 
§ 8. 


Die Geſamtheit der Umlegungsbeteiligten kann durch Anordnung des Miniſters für 
Ernährung und Landwirtſchaft verpflichtet werden, in Rechte und Pflichten aus Verträgen 
einzutreten, die Gemeinden zur Förderung des Umlegungsverfahrens abgeſchloſſen haben. 

| 8 9. 

(1) Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Die 88 4, 5, 6 
und 8 finden auch Anwendung auf bereits aufgenommene Darlehen. sopsukhrtd: 135 

(2) Der Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft führt das Geſetz aus. 

Berlin, den 22. Juli 1935. 7 5 1 5 

Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 

f Göring. Darre. 

Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 

dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. Bin 


Berlin, den 22. Juli 1935. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14270.) Erlaß des Miniſterpräſidenten über die Anderung von Zuſtändigkeiten innerhalb des 
Staatsminiſteriums. Vom 20. Juli 1935. 

Mit ſofortiger Wirkung gehen die Angelegenheiten des geſundheitlichen Arbeitsſchutzes (Ge⸗ 
werbehygiene) und die Angelegenheiten des ärztlichen Gewerbeaufſichtsdienſtes, insbeſondere die 
Organiſations⸗, Haushalts-, Perſonal- und ſonſtigen Verwaltungsangelegenheiten vom Miniſterium 
des Innern auf das Arbeitsminiſterium über. 


Oberſalzberg, den 20. Juli 1935. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 14271.) Polizeiverordnung, betr. die Reinhaltung von Löſchwaſſerſtellen. Vom 26. Juni 1935. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſdamml. ©. 77) wird 
für den Umfang des Landes Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


Sale 
Jede Verunreinigung von Feuerlöſchteichen oder anderen zur Entnahme von Löſchwaſſer 
beſtimmten Waſſerſtellen iſt verboten. 
Zuwiderhandlungen werden gemäß § 368 Ziffer 8 StGB. mit Geldſtrafe bis zu 150 N. 
oder mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft und mit dem 
Ablaufe des 30. Juni 1945 außer Kraft. 
Berlin, den 26. Juni 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 14272.) Verordnung zur Durchführung des Artikels IS 2 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels in der Stadt Köln. Vom 5. Juli 1935. i 


Auf Grund der Vorſchrift des Artikels IS 2 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels vom 12. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 262) in der Faſſung der Geſetze vom 
27. Juni 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 523) und 13. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1241) wird 
folgendes beſtimmt: f 

5 8415 


Als Gemeindebezirke im Sinne der Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes zum Schutze 

des Einzelhandels gelten innerhalb der Stadt Köln folgende Stadtteile: 
1. Altſtadt und Neuſtadt (einjchl. Ringſtraßen und innerer Grüngürtel); 

2. Bayenthal-⸗Zollſtock; 

3. Sülz⸗Klettenberg — Lindenthal⸗Braunsfeld; 

4. Ehrenfeld⸗Bickendorf; 

5. Nippes⸗Riehl⸗Merheim Ich.; 

6. Mungersdorf-Worringen; 

7. Deutz⸗Kalk; 

8. Mülheim; 

9. Poll⸗Flittard. 

82 

Die Beſtimmung des § 1 findet keine Anwendung, ſoweit bereits vor Inkrafttreten dieſer 
Verordnung zum Zwecke der Verlegung einer Verkaufsſtelle Verkaufsräume gemietet oder gepachtet 
oder bauliche Veränderungen an einem Grundſtücke vorgenommen worden ſind. 


Sach 
Dieſe Vorſchrift tritt mit dem Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 5. Juli 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 


In Vertretung: 


Poſſe. 
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(Nr. 14273.) Nachtrag vom 28. Juni 1935 zum Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Bayern, Württem⸗ 
f berg und Baden zur Regelung der Lotterieverhältniſſe vom 13. Juni 1927. 


Die Länder Preußen, Bayern, Württemberg und Baden vereinbaren durch ihre Bevoll⸗ 

mächtigten, nämlich N 

für Preußen: Miniſterialrat Dr Krücke, 

für Bayern: Miniſterialrat von Schneider, 

für Württemberg: Oberregierungsrat Dr Leyers, 

für Baden: Oberfinanzrat Jaeger s 
zur weiteren Regelung der Lotterieverhältniſſe den folgenden Nachtrag zum Staatsvertrage vom 
13. Juni 1927. 


2 


15 
Artikel 2 erhält folgende Faſſung: 5 
Die Organe der Anſtalt ſind 
1. der Staatslotterie-Ausſchuß, 
2. der Präſident der Preußiſch-Süddeutſchen Staatslotterie. 


82 
In Artikel 3 () iſt zu ſetzen ſtatt „von der Generallotteriedirektion“ „von dem 
Präſidenten“. 
8 3. 
In Artikel 4 (a) it ſtatt „die Generallotteriedirektion“ zu ſetzen „den Präſidenten“ und 
für „eines Mitgliedes der Generallotteriedirektion“ „des Präſidenten oder eines der Direktoren“. 


§ 4. 
Artikel 5 erhält folgende Faſſung: 

(1) Die Anſtalt wird durch den Präſidenten für das geſamte Lotteriegebiet (Artikel 1 
Abſ. 2) verwaltet. 

(2) Dem Präſidenten unterſtehen ein Erſter Direktor als ſtändiger Stellvertreter, 
ein Direktor und die weiter erforderliche Anzahl von Beamten und Angeſtellten. Der 
Präſident und die Direktoren ſind unmittelbare preußiſche Staatsbeamte; ſie können 
e uſw. wie bisher. ! 

Abſ. 3 fällt weg. 


§ 5. 
Artikel 6 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Abſ. 1: Der Präſident und die Direktoren werden auf Vorſchlag des Staatslotterie⸗ 
ausſchuſſes von der Preußiſchen Regierung endgültig angeſtellt oder kommiſſariſch ein⸗ 
berufen. Ein kommiſſariſch einberufener Präſident oder Direktor muß auf Verlangen 
des Ausſchuſſes abberufen werden. 

In Abf. 2 werden die Worte „Vizepräſident“ und „Vizepräſidenten“ jeweils durch 
die Worte „Erſter Direktor“ und „Erſten Direktors“ erſetzt. 

Abſ. 3 bleibt. 

S 6. 
In Artikel 7 it in Abi. N 
(1) ſtatt „die Generallotteriedirektion“ zu ſetzen „der Präſident“, 
ſtatt „Sie“ jeweils zu ſetzen „Er“, 
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(2) ſtatt „Der Generallotteriedirektion“ zu ſetzen „Dem Präſidenten“, 
(4) ſtatt „Die Generallotteriedirektion“ zu ſetzen „Der Präſident“, 
(5) zu ſtreichen „der Generallotteriedirektion“. 


§ 7. 
In Artikel 8 () it ſtatt „die nicht zu den Mitgliedern der Generallotteriedirektion 
gehörenden Beamten der Anſtalt haben“ zu ſetzen „Die Beamten der Anſtalt haben ...“. 
Abſ. 2 lautet: Die Beamten der Anſtalt außer den Direktoren werden vom Präſidenten 
ernannt. Dieſer ſchließt auch die Verträge mit den Angeſtellten und Arbeitern. 


Abſ. 3 bleibt. 
§ 8. 
Der 8 3 des Zuſatzvertrages vom 9. März 1928 fällt weg. 


Su 
Die vorſtehende Anderung tritt mit Wirkung vom 16. September 1935 in Kraft. 


Dr. Hermann Krücke. 
Oskar von Schneider. 
Dr. Richard Leyers. 
Max Jäger. 


Der vorſtehende Nachtrag vom 28. Juni 1935 wird hierdurch veröffentlicht. 


Berlin, den 6. Juli 1935. 
Für das Preußiſche Staatsminiſterium: 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
In Vertretung: 
Landfried. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(5 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


1. Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 142 vom 21. Juni 1935 iſt 
eine von dem Miniſter des Innern für einen Teil Schleswig⸗Holſteins erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche 
Anordnung vom 20. Juni 1935 über die Aufhebung der Beſtimmungen für die Beſchickung von Zucht⸗ 
und Nutzviehmärkten, Viehverſteigerungen und ⸗ausſtellungen mit Klauentieren veröffentlicht, die am 
20. Juni 1935 in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 15. Juli 1935. 


Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


2. Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 130 vom 6. Juni 1935 iſt eine 
von dem Miniſter des Innern erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 5. Juni 1935 über die 
Aufhebung der Beſtimmungen für die veterinärpolizeiliche Behandlung des nach den Schlachtviehmärkten 
Hamburg, Altona und Harburg⸗Wilhelmsburg gebrachten Klauenviehs veröffentlicht. Die Anordnung 
iſt am 5. Juni 1935 in Kraft getreten. 


Berlin, den 15. Juli 1935. 
‚ g Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


F. Crunau, lol ten. str. 12%3 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. SE) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Mai 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Wedel zum Erwerb von 
un der Gemarkung Schulau-Spigerdorf für den Betrieb des ſtädtiſchen Elbſtrand⸗ 
ads 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 26 S. 199, ausgegeben am 29. Juni 1935: 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Mai 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft 
in Berlin zum Bau einer 60 000 Volt⸗Doppelleitung zur Übertragung elektriſcher Energie 
zwiſchen Uelzen und Lüneburg 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 26 S. 102, ausgegeben am 29. Juni 1935; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Mai 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas⸗Aktiengeſellſchaft in Eſſen für 
den Bau und Betrieb einer von der beſtehenden Gasfernleitung in Solingen abzweigenden 
Anſchlußgasleitung zu dem Fabrikgebäude der Firma Geſenkſchmiede Auguſt Küpper, 
G. m. b. H. in Solingen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 23 S. 247, ausgegeben am 8. Juni 1935; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Juni 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Ende zur Erbreiterung und 
Begradigung des Gemeindewegs „Am Hegede“ 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 26 S. 93, ausgegeben am 29. Juni 1935; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Juni 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft 
in Berlin zum Bau einer 100000 Volt⸗Doppelleitung zur Übertragung elektriſcher 
Energie zwiſchen Ahlten bei Lehrte und Lüneburg 
durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 26 S. 103, ausgegeben am 29. Juni 1935; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Juni 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Röſenbeck zur Erbreiterung 
und Begradigung der alten Heeresſtraße in den Gemarkungen Röſenbeck und Thülen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 26 S. 93, ausgegeben am 29. Juni 1935; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Juni 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stromverſorgungs A.⸗G. Oldenburg⸗ 
Oſtfriesland in Oldenburg i. O. zum Bau von 20 000 Volt⸗Leitungen innerhalb ihres 
Verſorgungsgebiets in den Kreiſen Aurich, Leer, Wittmund und in den Stadtteilen 
Emden⸗Wolthuſen und Emden⸗Borßum 

durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 27 S. 80, ausgegeben am 6. Juli 1935; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Juni 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Naumburg a. S. zur 
Sicherſtellung der Waſſerverſorgung der Stadtgemeinde Naumburg a. S. 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 26 S. 87, ausgegeben am 29. Juni 1935; 


— 
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9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Juni 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Düſſeldorf zum Ausbau der 
Kaiſerswerther und Homberger Straße 8 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 28 S. 283, ausgegeben am 13. Juli 1935. 
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